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Zum Verhältnis von monetärem Sektor und Nachhaltigkeit 
Konflikt zwischen Geld und Natur? 
Die Umweltproblematik wird bislang in aller Regel als ausschließlich reales 
Phänomen gesehen, bei dem die Institution „Geld" keine Rolle spielt. Es lassen 
sich jedoch plausible Gründe anführen für einen vom Geld- und Kreditwesen 
induzierten Wachstumsautomatismus, der langfristig in Konflikt mit dem Ziel 
einer Nachhaltigen Entwicklung, d.h. einer dauerhaften Erhaltung der natürli-
chen Lebensgrundlagen, steht. Dies hat Konsequenzen für die Formulierung der 
ökonomischen Dimension der Nachhaltigkeit. 
eingrenzen (vgl. Abb. 1). Dabei entsprechen den 
ökologischen Mindestbedingungen ökonomische 
Nutzungsobergrenzen; demgegenüber stellen die 
ökonomischen Mindestbedingungen die ökono-
mischen Nutzungsuntergrenzen dar. Innerhalb des 
ökologischen Nachhaltigkeitsfensters lassen sich 
unterschiedliche Lösungsregime (Gleichgewicht, 
Zyklen unterschiedlicher Länge) abgrenzen ( 
Linien in I ) , innerhalb derer das System jeweils 
resilient, d.h. stabil in Bezug auf die ökonomische 
Nutzung ist. 
Es kann hier abschließend nur darauf verwiesen 
werden, daß die marktendogenen Innovations-
prozesse für eine beständige Veränderung der 
Extraktions- und Insertionsfunktionen sorgen. 
Ebenso ist die Verständigung auf ökologische 
und ökonomische Mindestbedingungen nicht 
allein durch wissenschaftliche bzw. ethische 
Überlegungen herzustellen, sondern bedarf der 
Abklärung mit dem faktischen Prozeß der Arti-
kulation und Verarbeitung ökologischer Knapp-
heit in der Gesellschaft. Gleichwohl stellen wis-
senschaftliche und ethische Überlegungen ein 
Element dieses Prozesses dar ( 4 ) . 
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Von Fritz Söllner 
ei der Analyse einzelner umweltökono-
mischer Fragestellungen ist es durchaus 
zulässig und sinnvoll, von der Neutralität des 
Geldes auszugehen. Es ist jedoch fraglich, ob 
dies auch bei einer grundsätzlichen Betrach-
tung des Verhältnisses zwischen Ökonomie und 
Ökologie gemacht werden kann - wie dies 
offensichtlich auch die Enquete-Kommission 
„Schutz des Menschen und der Umwelt" tut, in 
deren ökonomischem Regelwerk monetäre Fak-
toren gänzlich außer acht gelassen werden (1 ) . 
Mit den zwischen Geldsystem und Umweltpro-
blem bestehenden Zusammenhängen hat sich 
vor allem H.C. Binswanger beschäftigt (2 ) . Der 
Ausgangspunkt seiner Überlegungen ist die von 
Aristoteles (Politik, 1256a-1257b) behauptete 
Grenzenlosigkeit der Gelderwerbskunst. 
• Dynamik des Geldes 
Diese im Wesen des Geldes hegende Maßlosig-
keit konnte jedoch erst in modernen Geldverfas-
sungen zur Entfaltung kommen. Erst durch die 
Einführung stoffwertlosen und schließlich stoff-
losen Geldes entfielen die früher bestehenden 
angebotsseitigen Grenzen der Geldexpansion 
und die Geldmenge konnte tatsächlich unbe-
grenzt vermehrt werden. Aber H.C. Binswanger 
geht wesentlich weiter: Nach seiner Meinung 
ermöglicht das moderne Geldwesen die Geldex-
pansion nicht nur, es erzwingt sie sogar. Dieser 
Expansionszwang wird zurückgeführt auf die 
Kapitalisierung des Geldes, d.h. die Verwen-
dung des Geldes auch zu Investitionszwecken 
und die Schaffung eines Großteils des Geldes 
durch Vergabe von Krediten, insbesondere von 
Investitionskrediten. Er manifestiert sich vor 
allem auf der makroskopischen Ebene und 
zwar auf zweierlei Art und Weise. Einerseits 
behält das Geld, insoweit es durch die Kreditver-
gabe der Geschäftsbanken an Unternehmen ent-
steht, seinen Wert bzw. seine Geltung nur dann, 
wenn die durch diese Kredite finanzierten Inve-
stitionen erfolgreich sind, also die Unternehmen 
- zumindest per Saldo - Gewinne erzielen; dies 
ist wiederum nur dann möglich, wenn Geld neu 
zufließt, also die Kreditvergabe zunimmt. Der 
Bestand des „alten" Geldes hängt also von der 
ständigen Schöpfung „neuen" Geldes ab! Ande-
rerseits tritt bei Investitionen zuerst der Einkom-
mens- und dann der Kapazitätseffekt auf, so daß 
die Mehrproduktion aufgrund der in der Vorpe-
riode getätigten Investitionen nur dann abgesetzt 
werden kann, wenn ihr in der aktuellen Periode 
eine entsprechende Einkommenssteigerung 
gegenübersteht, also erneut Investitionen 
getätigt werden. 
Diese immanente Dynamik unseres Geldwesens 
erfährt eine mikroökonomische Ergänzung 
durch die Kapitalisierung erwarteter Gewinnstei-
gerungen. Der Gegenwartswert von Unterneh-
mensanteilen wird hauptsächlich durch die 
erwarteten künftigen Gewinne der betreffenden 
Unternehmen determiniert. Werden nicht nur 
konstante, sondern auf Dauer steigende Gewin-
ne unterstellt, so ergibt sich eine beträchtliche 
Erhöhung des Wertes der Anteile. Dieser Wert 
kann jedoch nur bei einer tatsächlichen Reali-
sierung des antizipierten permanenten Gewinn-
zuwachses Bestand haben. Kommt es nur zu 
einer Stagnation der Gewinne (und nicht etwa 
schon zu Verlusten!), so erleiden die Anteilseig-
ner einen Wertverlust. Da die Anteilseigner 
offensichtlich einen solchen vermeiden wollen, 
hegt es in ihrem Interesse, daß ständig der 
Gewinn erhöht wird, also ständig Nettoinvesti-
titonen getätigt werden und so der Wachstums-
prozeß in Gang gehalten wird. „Darum ist die 
Wirtschaft heute zum Wachstum 'verurteilt' -
nicht weil die Menschen unersättlich sind, son-
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dem weil das Geld bzw. die Geldschöpfung eine 
Dynamik entwickelt, die nicht gestoppt werden 
kann, ohne daß die Wirtschaft in ihrer Substanz 
in Frage gestellt wird" (3 ) . 
• Konflikt zwischen 
Geld und Natur 
Dieser Expansionszwang ist nach Meinung von 
H.C. Binswanger letztlich ursächlich für die 
gegenwärtige ökologische Krise - es besteht also 
ein Konflikt zwischen Geld und Natur. Denn die 
geschilderte Dynamik des Geldwesens ist nur 
dann nichtinflationär und führt nur dann zu 
einer tatsächlichen Steigerung des materiellen 
Wohlstandes, wenn auch das reale Güterangebot 
entsprechend wächst. Und dies impliziert eine 
immer stärkere Inanspruchnahme der Natur, 
d.h. ihrer Rohstoffvorräte und ihrer Schadstoff-
absorptionskapazitäten. Aber hier gibt es eine 
Grenze! Im Gegensatz zur möglichen unendli-
chen Geldexpansion ist die Natur nämlich end-
lich, so daß es zwangsläufig zu einem Konflikt 
kommen muß, wenn die Natur - wie das heute 
offensichtlich in vielen Bereichen geschieht -
überfordert wird, indem die vom Geld vorange-
triebene Wirtschaft an die natürlichen Grenzen 
stößt. Dieser Konflikt äußert sich einerseits in 
der drohenden Erschöpfung natürlicher Res-
sourcen, andererseits in der zunehmenden 
Belastung der Umwelt mit Schadstoffen. 
Der von H.C. Binswanger diagnostizierte Kon-
flikt zwischen Geld und Natur resultiert letztlich 
aus dem Gegensatz zwischen Real- und Finanz-
vermögen, auf welchen bereits Frederick Soddy 
(1877-1956) eindringlich hingewiesen hat ( 4 ) . 
Während das Realvermögen physikalischen 
Gesetzen unterliege und nicht unbegrenzt ver-
mehrt werden könne, seien für das Finanzver-
mögen lediglich mathematische Gesetze rele-
vant. Aus diesem Grund ist das Finanzvermögen 
unbegrenzt vermehrbar und ewig haltbar; sein 
Wachstum stößt nie auf natürliche Grenzen. 
Wenn dieser fundamentale Gegensatz zwischen 
Finanz- und Realvermögen ignoriert wird, ist 
eine sinnvolle und „naturgemäße" Gestaltung 
des Geld- und Finanzwesens nicht möglich. In 
der Verbindung zwischen Geldschaffung und 
Kreditvergabe, in der „Geldkapitalisierung" 
sieht auch Soddy das Hauptübel des modernen 
Geldwesens, denn sie ist es, die durch den Zin-
seszinsmechanismus für das exponentielle 
Wachstum des Finanzvermögens verantwortlich 
ist - ein Wachstum, mit dem das Realvermögen 
auf Dauer nicht Schritt halten kann. 
• Möglichkeiten zur Überwindung 
Welche grundsätzlichen Möglichkeiten zur 
Lösung der Umweltproblematik gibt es? 
Zunächst ist an die eigentlichen umweltpoliti-
schen Maßnahmen zu denken. Die neoklassi-
sche Umweltökonomie hat sich dabei auf eine 
„MikroSteuerung" beschränkt, die in der Inter-
nalisierung externer Umwelteffekte, idealerwei-
se mittels des Instruments der Pigousteuer, 
besteht. Die Ökologische Ökonomie hält dies 
allein für unzureichend und fordert außerdem 
eine „MakroSteuerung", um eine nachhaltige 
Wirtschaftsweise, d.h. eine dauerhafte Stabilisie-
rung des Gesamtsystems von Wirtschaft und 
Umwelt, zu gewährleisten; dazu müssen der 
Ökonomie absolute Grenzen gesetzt werden, 
z.B. durch Höchstverbrauchsmengen für Roh-
stoffe oder konsequenten Schutz wichtiger Öko-
systeme (5 ) . 
Aber ist „sustainability" in einer durch die Geld-
dynamik zu dauerhaftem Wachstum gezwunge-
nen Wirtschaft überhaupt möglich, d.h. gibt es 
ein gleichzeitig naturschonendes und der Geld-
dynamik entsprechendes Wachstum? Ein solches 
„qualitatives Wachstum" ist zwar theoretisch 
möglich, doch sind die Aussichten für seine Rea-
lisierung eher schlecht. Denn der vom Wettbe-
werb induzierte technische Fortschritt in der 
Produktion geht häufig mit einer Erhöhung der 
produzierten Menge einher. Deshalb ist es auch 
nicht überraschend, daß es bislang ein „qualita-
tives" Wirtschaftswachstum nicht gegeben hat -
weil „die produzierten Mengen (und damit auch 
die konsumierten Mengen) in fast allen Ländern 
immer noch stärker gewachsen sind als die 
Wertschöpfung" ( 6 ) . 
Wenn aber dieser Ausweg nicht offensteht, ist 
eine grundlegende Reform des Geldsystems 
unausweichlich. Hierzu hat Soddy einen kon-
kreten Vorschlag gemacht. Oberstes Ziel jeder 
Geldpolitik muß nach Soddys Meinung die 
Gewährleistung von Preisniveaustabilität sein. 
Die Aufgabe einer preisniveaustabilisierenden 
Geldversorgung sollte einer staatlichen, aber 
unabhängigen und regelgebundenen Institution 
übertragen werden. Damit diese Zentralbank 
ihre Aufgabe aber auch tatsächlich auf Dauer 
erfüllen könne, müsse vor allem eine wesentli-
che Voraussetzungen erfüllt sein: Das Hauptübel 
des modernen Geldwesens, die Geldkapitalisie-
rung, müsse beseitigt werden. Hierfür sei eine 
eindeutige Trennung zwischen Kreditvergabe 
und Geldschöpfung notwendig. Dies solle durch 
ein System staatlichen Geldes bewerkstelligt 
werden, in dem die Zentralbank Geld aus-
schließlich durch die Vergabe zinsloser Kredite 
an den Staat schafft (und durch Kündigung die-
ser Kredite gegebenenfalls wieder vernichtet). 
Die Banken selbst dürften kein Geld im Umlauf 
bringen, die Mindestreserve beträgt also 100 
Prozent. Sie könnten nur das Geld ausleihen, 
das ihnen von Einlegern zu diesem Zweck 
tatsächlich überlassen wird, und müßten für die 
Abwicklung des Zahlungsverkehrs Gebühren 
erheben. 
Dieser Vorschlag ist von großer umweltpoliti-
scher Relevanz, da mit dem Ersatz von „Privat-
geld" (d.h. dem von den Geschäftsbanken 
geschaffenen Buchgeld) durch „Staatsgeld" 
auch der immanente Wachstumszwang des 
ersteren beseitigt werden würde. Die makro-
ökonomischen Ursachen des Wachstums-
zwangs bestünden in einem Staatsgeldsystem 
nicht mehr: Zum einen ist die Gültigkeit des 
umlaufenden Geldes nicht mehr von einer 
immer weiter fortgesetzten Schaffung neuen 
Geldes abhängig, da Geld im System Soddys 
durch die Vergabe unverzinslicher Kredite an 
den Staat entsteht. Zum anderen besteht keine 
Notwendigkeit mehr, den Absatz der aus Inve-
stitionen der Vorperiode resultierenden Mehr-
produktion durch Investitionen in der aktuel-
len Periode zu ermöglichen. Da die Geldmenge 
nicht uno actu mit der Gewährung von Investi-
tionskrediten erhöht wird, sondern die Zentral-
bank diese erst bei einer Erhöhung der Pro-
duktion (und nicht schon bei Tätigung der 
Investition) anpassen kann, muß es keine zeit-
liche Lücke zwischen Einkommens- und Kapa-
zitätseffekt mehr geben. Zwar besteht der 
mikroökonomische Wachstumsimpuls in 
Gestalt des Bestrebens der Wirtschaftssubjekte, 
Vermögensverluste zu vermeiden, unverändert 
fort, doch handelt es sich hierbei nicht um 
einen systeminhärenten Wachstumsautomatis-
mus. 
• Fazit 
Das Geld hat Realwirkungen von großer 
umweltökonomischer Bedeutung. Diese sind 
einerseits „positiver" Art; das moderne Geldwe-
sen unterliegt einem Wachstumszwang, der 
schließlich in Konflikt mit der Natur gerät und 
damit zur Umweltproblematik führt. Anderer-
seits hat Geld auch „normative" Konsequenzen; 
es trübt den Bück für die „eigentlichen" Ziele 
des Wirtschaftens, so daß der Gelderwerb zum 
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Selbstzweck wird - weswegen eine Begrenzung 
dieses Gelderwerbs, etwa aus umweltökonomi-
schen Gründen, sehr schwer fällt. Das Ziel 
einer nachhaltigen Wirtschaftsweise kann des-
halb nur bei Berücksichtigung dieser 
monetären Aspekte erreicht werden. Die 
Enquete-Kommission weist zwar auf die Bedeu-
tung der Wechselbeziehungen zwischen den 
verschiedenen Dimensionen nachhaltigen Wirt-
schaftens hin, geht jedoch nicht auf die in die-
sem Zusammenhang entscheidende Rolle des 
Geldes ein. 
Gemeinwesenorientierung als Kennzeichen ökonomischer Nachhaltigkeit 
Wirtschaften: wie und wofür? 
„Marktwirtschaft ist nicht Selbstzweck. Sie muß im Dienste der Bedürfnisse des 
Menschen stehen" (S. 21). Diese und andere Leitlinien aus dem Abschlußbericht der 
Enquete-Kommission positionieren ökonomisches Denken und Handeln - im Unter-
schied zu neoliberalen Maximen - in den Kontext von sozialen und ökologisch sinn-
vollen gesellschaftspolitischen Entscheidungen. Eine Möglichkeit einer solchen Ein-
bettung besteht im Rahmen einer gemeinwesenorientierten lokalen Ökonomie. 
Anmerkungen 
( 1 ) Enquete-Kommission „Schutz des Menschen und der 
U m w e l t - Ziele und Rahmenbedingungen einer nachhaltig 
zukunftsverträgl ichen Entwicklung": Konzept Nachhaltig-
keit . Abschlußbericht, Bundestagsdrucksache 1 3 / 1 1 2 0 0 , 
Bonn 1 9 9 8 . 
( 2 ) Binswanger, H.C.: Geld und Natur, Stuttgart 1 9 9 1 , 
Thienemanns; Geld und Natur, in: B. Biervert und M . Held 
(Hrsg . ) , Das Naturverständnis der Ökonomik , Frankfurt 
1 9 9 4 , Campus, S. 1 7 5 - 1 8 8 ; Geld und Wachstumszwang, 
in: B. Biervert und M . Held (Hrsg . ) , Die Dynamik des Gel-
des, Frankfurt 1 9 9 6 , Campus, S. 1 1 3 - 1 2 7 . 
Eine ähnliche Meinung wie H.C. Binswanger vertritt seit 
ku rzem auch R.U. Ayres: Limits to the Growth Paradigm, 
in: Ecological Economics 1 9 , 1 9 9 6 , S. 1 1 7 - 1 3 4 . 
( 3 ) Binswanger H.C.: Geld und Natur, in: B. Biervert und 
M . Held (Hrsg . ) , Das Naturverständnis der Ökonomik , 
Frankfurt 1 9 9 4 , Campus, S. 1 8 4 . 
( 4 ) Vgl. Soddy, F.: Cartesian Economics, London 1 9 2 2 , 
Hendersons; Weal th , Virtual Weal th and Debt, 2 . Aufl . , 
N e w York 1 9 3 3 , Dutton; The Role of Money, New York 
1 9 3 5 , Harcourt, Brace & Co. 
( 5 ) Vgl. z . B . Daly, H.E.: Elements of Environmental 
Macroeconomics, in: R. Costanza (Hrsg . ) , Ecological Eco-
nomics: The Science and M a n a g e m e n t of Sustainability, 
New York 1 9 9 1 , Columbia University Press, S. 3 2 - 4 6 . 
( 6 ) Binswanger, M . : Sustainable Development: Utopie in 
einer wachsenden Wir tschaf t? , in: Zeitschrift für Umwel t -
politik und Umwel t recht 1 8 , 1 9 9 5 , S. 1 - 1 9 . 
Der Autor 
Dr. Fritz Söllner ist Professor für Finanzwissenschaft 
an der Technischen Universität I lmenau 
Kontakt: TU I lmenau, Fachgebiet Finanzwissen-
schaft, D - 9 8 6 8 4 I lmenau. Tel. 0 3 6 7 7 / 6 9 - 2 6 5 7 , 
Fax - 1 2 2 9 , 
Email: Sy lv ia .Met te@Wir t schaf t .TU- l lmenau.de 
M
Von Carola Möller und Ulla Peters 
it der genannten Position, die die Aus-
richtung des Wirtschaftens an außer-
ökonomischen Interessen in selten gewordener 
Eindeutigkeit betont, erhalten „die Bedürfnisse 
des Menschen" einen zentralen Stellenwert. 
Welche Bedürfnisse hat der Einzelne und wel-
che die Allgemeinheit? Wie sind Einzelinteres-
sen und gemeinsame Interessen in Überein-
stimmung oder in die 'richtige' Rangfolge zu 
bringen? Für die Kommission heißt das, „die 
Rahmenordnung so zu gestalten, daß die 
eigensüchtigen Triebkräfte der Menschen in 
geeigneter Weise auch der Allgemeinheit nütz-
lich gemacht werden" (S. 27). Dieses Interesse 
der Allgemeinheit fokussiert sich für sie im 
Begriff „Gemeinwohl" (S. 26, erste Regel). 
Aber „Gemeinwohl" ist ein Begriff mit unge-
klärtem Inhalt. Wer oder welches Gremium 
befindet darüber, ob die Entscheidung, ein Pro-
dukt herzustellen oder eine Dienstleistung 
anzubieten, also Grund und Boden zu nutzen, 
Ressourcen zu verbrauchen, Arbeitskraft ein-
zubinden, dem Gemeinwohl dient oder nicht? 
Etwa das Parlament, oder ein Bündnis aus 
Unternehmern, Gewerkschaften und Staat, oder 
gar die Preise am Markt, wie es die Kommissi-
onsmitglieder empfehlen? 
Über den Preis werden heute zwar Waren und 
Dienste verteilt, aber sicher nicht gerecht oder 
ökologisch und sozial sinnvoll. Preise sind das 
Ergebnis von mehr oder weniger starken Anbie-
tern, zum Teil mit Monopol- oder Oligopolposi-
tion am Markt, ausgehandelt unter dem Aspekt 
der verkaufbaren Menge. Ebenso wie der 
Anbietermarkt heute kein 'freier' Markt im Sin-
ne der ökonomischen Theorie ist, ist auch die 
Nachfrageseite in den meisten Fällen nicht 'frei' 
zu entscheiden, wieviel und was er/ sie kaufen 
möchte. Dies gilt auch, wenn genug Geld vor-
handen ist, aber erst recht, wenn es knapp ist. 
Die Vorstellung der Kommission von der 
Dominanz „eigensüchtiger Triebkräfte der 
Menschen" sollte genauer betrachtet werden. 
All unsere Bedürfnisse sind in ihrer Ausgestal-
tung gesellschaftlich geprägt und kulturell 
normiert. Wer sich ein Auto kauft, befriedigt 
damit kein vom Egoismus getriebenes Bedürf-
nis, denn es gibt kein Bedürfnis nach einem 
Auto, wie Brigitte Bleibaum und Lilo Steitz 
feststellen ( 2 ) , sondern ein Bedürfnis nach 
Fortbewegung und Überbrückung von Entfer-
nungen. Der Kaufwunsch nach einem eigenen 
Auto entsteht durch (verkehrs) politische Set-
zungen und durch eine entsprechende Image-
pflege in den Medien, einschließlich der Wer-
bung, für die die Produzenten viel Geld 
ausgeben. 
• Grenzen der 
Bedürfnisbefriedigung 
Die heutigen Entscheidungen darüber, was für 
den Markt produziert wird, welche Dienste 
angeboten, welche Verkaufsstrategien ange-
wandt werden und vor allem, in welchem 
Umfang bezahlte Arbeit hierfür verwendet 
wird, beruhen auf dem Kriterium der Gewinn-
maximierung. Damit wird Bedürfnisbefriedi-
gung in doppelter Weise stark selektiert. Die 
Produzenten bieten nur für einen begrenzten 
Bedürfnisbereich Güter und Dienste an und 
dies in einer Form, die oftmals diskussionsbe-
dürftig ist, abgesehen davon, daß es immer 
weniger Erwerbseinkommen für die Mehrzahl 
der Erwerbsarbeitenden gibt. Das ist die eine 
Seite. Zum anderen klafft zwischen dem 
Anspruch der Wirtschaft, die entscheidende 
gesellschaftspolitische Kraft zu sein, der die 
Politik die 'richtigen' Rahmenbedingungen zu 
gewährleisten hat, und dem Grad der Versor-
gung, die sie tatsächlich bietet, ein breiter 
Graben. Ganz wesentliche Bedürfnisbereiche 
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